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1A. Gesetz.: Bauordnung für Wien; Abänderung (Bauordnungsnovelle 1970}. 
16. Verordnung: Festsetzung der Ridi.tsätze .in der öffentlidlen Fürsorge; Abänderung. 

1G. 
Gesetz vom 13. März 1970, mit dem die Bau­
ordnung für Wien abgeändert wird (Bau­

ordnungsnovelle 1970). 

den Zwed<en der Umlegung dienlich ist, durch 
Einbeziehung benachbarter Grundstücke zu ver~ 
größem oder durch Ausscheidung entbehrlicher 
Grundstücke i.u verkleinern. Ober 1\nderung~n 
des Umlegungsgebietes entscheidet die Landes-

Der Wiener Landtag hat beschlo'5en: regierung." 

. • „ . 1 6. § 23 und die dazugehörige übersduift „Der 
Dte Bauordnung filr Wien, LGBI. fur Wien Umlegungsaussdrnß" haben zu entfallen 

Nr. 11/1930, in der Fassung der Gesetze LGBL · 
für Wien Nr. 12/1930, GBl. der Stadt Wien 7. a) § 24 Abs. l hat zu lauten: 
Nr. 1/1935 und 33/1936, LGBI. für Wien Nr. 171 „Nach Einleitung des Umlegungsverlahrens 
1947, 4511949, 16/1955, 28/1956, 14{1958, soll der Bebauungsplan nur abgeändert werden 
711960, 31/1960, 1611961, 3{1964, 10/1964, (§ !), wenn es zur leichteren Durchführung der 
9/1967 und 6/1970, wird abgeändert wie folgt: Umlegung erforderlich ist. Wird von der Be­

Artikel 1 
hörde ein Antrag auf 11.nderung des Bebauungs­
planes gesteHt) ist über diesen Antrag binnen 

1. lJn § 3 Abs. 3 hat der letzte Satz zu ent- einer sechs Monate nicht übersteigenden Frist zu 
fallen. entscheiden." 

2. Im § 4 Abs. 2 lit. A haben die Sätze „In 
Schutzgebieten, die nicht unter die Forstgesetze 
fallen, können zur Erhaltung des Baumbestandes 
durch Verordnung der Landesregierung beson­
dere Maßnahmen getroffen werden. Solche 
Schutzmaßnahmen können audi. für einzelne 
Bäume und Baumgruppen getroffen werden, die 
außerhalb der Schutzgebiete stehen, aber für das 
Ortsbild wichtig sind." zu entfallen. 

3. § 17 Abs. 8 hat zu entfallen. 

4. Im § 19 Abs. 4 sind an Stelle des Wortes 
~,durchzuführen" die Worte „zu veranlassen" zu 
setzen. 

5. a) lm § 22 Abs. 1 sind an Stelle der Worte 
„von Amts wegen" die Worte ),auf Antrag der 
Gemeindcu zu setzen. 

b) § 22 Abs. 3 hat zu lauten: 

b) Im § 24 Abs. 2 sind an Stelle der Worte 
„Dem Um.Jegungsaussdiuß" die Worte ,1Der Be~ 
hörde'1 zu setzen. 

c) Im § 24 Abs. 3 sind an Stelle der Worte 
„der Umlegungsausschuß" die Worte „die Be­
hörde« zu setzen. 

d) § 24 Abs. 4 hat zu entfallen. 

8. a) Im § 26 Abs. 3 haben die Worte „der 
Magistrat oder0 zu entfallen. 

b) Im § 26 Abs. 4 sind an Stelle der Worte 
„vom Umlegungsausschuß" die Worte 1>von der 
Landesregierung„ zu setzen. 

c) Im § 26 Abs. 6 sind im zweiten Satz an 
Stelle der Worte „der Umlegungsausschuß" die 
Worte „die Landesregierung" zu setzen. 

d) Im § 26 Abs. 9 sind an Stelle der Worte 
„an dem der Gemeinderat die Einleitung der 
Umlegung beschlossen hat" die Worte nan dem 
die Landesregierung über die Einleitung des 
Umlegungsverfahrens entsdlieden hat" zu setzen. 

„Nad1 Prüfung der gesetzlidien Voraussetzun­
gen hat die Behörde alle Grundeigentümer des 
Umlegungsgebietes (Parteien) zu hören. Alle 
vorgebrachten Einwendungen sind in die zu ver­
fassende Niederschrift aufzunehmen. Nach Prü- 9. a) Im § 27 Abs. 1 stnd im zweiten Satz an 
fung der vorgebrachten Einwendungen entsch~i- Stelle der Worte nDer Utnlegungsaussdluß" die 
det die Landesregierung über die Einleitung des 1 Worte „Die Behörde" und im dritten Satz :in 
Umlegungsverfahrens und den Umfang des Um-1' Stelle der Worte „durch den Umlegungsaus­
legungsgebietcs. Nach Einleitung des Umlegungs- schuß" die Worte „durch die Behörde" ·;u 
verfahrens ist das Umlegungsgebiet, sofern es setzen. 
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